
Erneute öffentliche Auslegung  
gemäß § 3(2) BauGB 

 

Der Bebauungsplan wurde als Ent-
wurf mit Begründung und den we-
sentlichen bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen zur 
öffentlichen Auslegung bestimmt mit 
Beschlussfassung vom 05.11.2008 
durch den Rat der Stadt Halle (Westf.) 
Nach ortsüblicher öffentlicher Be-
kanntmachung am 16.01.2009 hat 
der Plan-Entwurf mit Begründung und 
den nach Einschätzung der Stadt 
wesentlichen, bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen ge-
mäß § 3(2) BauGB vom 26.01.2009 
bis 27.02.2009 öffentlich ausgelegen. 
 

Halle (Westf.), den  ....................... 

................................................... 
Bürgermeisterin 

 

 Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2(1) BauGB 

Frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 3(1), 
4(1) BauGB 

Öffentliche Auslegung  
gemäß § 3(2) BauGB 

  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes 
ist gemäß § 12(2) BauGB i.V.m 
§ 2(1) BauGB vom Rat der Stadt 
Halle (Westf.) am 06.03.1996 
beschlossen worden.  
Dieser Beschluss ist am 07.12.1996 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
 
 
Halle (Westf.), den  ....................... 
 
im Auftrage des Rates der Stadt 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 
 
 
................................................... 
Ratsmitglied 

  

Nach ortsüblicher öffentlicher Be-
kanntmachung am 09.07.1999 
wurde die frühzeitige Information 
und Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3(1) BauGB durchgeführt 
durch: Auslegung im Rathaus 
 
Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 05.07.1999 gemäß 
§ 4(1) BauGB beteiligt. 
 
 
Halle (Westf.), den  ....................... 
 
 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 

  

Der Bebauungsplan wurde als Ent-
wurf mit Begründung und den we-
sentlichen bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen zur 
öffentlichen Auslegung bestimmt mit 
Beschlussfassung vom 18.04.2007 
durch den Rat der Stadt Halle (Westf.) 
Nach ortsüblicher öffentlicher Be-
kanntmachung am 12.11.2007 hat 
der Plan-Entwurf mit Begründung und 
den nach Einschätzung der Stadt 
wesentlichen, bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen ge-
mäß § 3(2) BauGB vom 22.11.2007 
bis 22.12.2007 öffentlich ausgelegen. 
 

Halle (Westf.), den  ....................... 

................................................... 
Bürgermeisterin 

 

 
Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen 
 
 
A. Rechtsgrundlagen der Planung 
 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetz vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316); 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466); 
Planzeichenverordnung (PlanzV´90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58); 
Landesbauordnung (BauO NRW): § 9(4) BauGB i.V.m. § 86 der Bauordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV.NRW S. 256), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 11.12.2007 (GV. NRW S. 708); 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit geltenden Fassung. 
 
 
 
B. Planzeichen und Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i.V.m. BauNVO
 

 
 

1.  Art der baulichen Nutzung und Zahl der Wohnungen  
(§ 9(1) Nr. 1 und Nr. 6 BauGB) 
 

 

  

 

1.1  Allgemeine Wohngebiete WA gemäß § 4 BauNVO 
Gemäß § 1(6) Nr. 1 BauNVO sind die Ausnahmen nach § 4(3) Nr. 4 und 
Nr. 5 BauNVO ausgeschlossen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen). 
 
1.1.1  WA Meinders-/Friedlandstraße, Begrenzung der Zahl der Woh-
nungen in Wohngebäuden (§ 9(1) Nr. 6 BauGB): Maximal 2 Wohnun-
gen je Wohngebäude bzw. je Doppelhaushälfte.  
 

 
  
 

 

1.2  Gewerbegebiete GE gemäß § 8 BauNVO 
(Gliederung der Teilbereiche GE1 bis GE5 nach unterschiedlichen Detail-
regelungen und Nutzungsmaßen)  
 

 
 
 
 

1.2.1  Gewerbegebiet GE3 mit Fremdkörperfestsetzung gemäß 
§ 1(10) BauNVO): Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und 
Erneuerungen des im GE3 (Flurstücke 690-695, 204, 654, 955, 990, 992 
tlw., 1021, 988, 7) vorhandenen Werkes zur Herstellung und Verarbeitung 
von Verpackungsmaterialien sind gemäß § 1(10) BauNVO allgemein 
zulässig. Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und 
Erneuerungen dürfen zu keiner stärkeren, d.h. zusätzlichen Geruchs- und 
Lärmbelastung der Wohnbevölkerung der beiden westlich der Bahn 
angrenzenden Siedlungsbereiche und der Uhlandstraße durch Rauch, 
Geruch, sonstige gasförmige Immissionen oder Lärm führen. 

 
  

 
 

1.2.2  Eingeschränktes Gewerbegebiet GEN gemäß § 8 BauNVO, hier:  
gegliedert nach § 1(4) BauNVO: Im GEN sind Gewerbebetriebe nur zu-
lässig, soweit sie im Sinne des § 6 BauNVO das Wohnen nicht wesent-
lich stören. 
 
 

1.2.3  Gemäß § 1, Absätze 6, 9 BauNVO sind im gesamten Plangebiet 
in den GE und GEN unzulässig: 

a) Bordelle und ähnliche Betriebe, die auf sexuelle Handlungen ausgerich-
tet sind (Eros-Center, Peep-Shows, Privat-Clubs, Swinger-Clubs, Dir-
nenunterkünfte u.ä.) sind unzulässig. Ebenso sind Sex-Shops als Un-
terarten von Einzelhandelsbetrieben unzulässig. 

b) Vergnügungsstätten sind auch nicht als Ausnahme zulässig. 

c) Einzelhandelsbetriebe für den Verkauf an letzte Verbraucher sind un-
zulässig (Großhandelsbetriebe einschl. Landhandel bleiben zulässig), 
ausgenommen sind im Rahmen des § 8 BauNVO: 

c.1) Verkaufsstellen für Kraftwagen, Zweiräder, sonstige Fahrzeuge, 
Landmaschinen und Zubehör (Reifenhandel etc.), Brenn- und Bau-
stoffe sind einschließlich zugehöriger Verkaufs-/Ausstellungsflächen 
allgemein zulässig.  

c.2) Verkaufsstellen des Handwerks und von produzierenden Betrieben 
sind zulässig,  
- wenn das angebotene Sortiment aus eigener Herstellung auf dem 

Betriebsgrundstück stammt oder  
- wenn es im Zusammenhang mit den hier hergestellten Waren oder 

mit den angebotenen Handwerksleistungen steht und  
- wenn die Verkaufsfläche dem Betrieb zugeordnet und in Grundflä-

che und Baumasse untergeordnet ist.  

In Halle (Westf.) zentren- und nahversorgungsrelevante Warensorti-
mente sind jedoch gemäß der unter Gliederungspunkt E. beigefügten 
Liste nicht zulässig. Ausnahmen können für Rand-/Nebensortimente in 
Ergänzung zum Kernsortiment zugelassen werden, negative Auswir-
kungen im Sinne des § 11(3) BauNVO dürfen nicht zu befürchten 
sein.  

 
 

    2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB)
 

GRZ 0,8 
 

GFZ 1,6 
 

BMZ 10,0 
 

2.1  Grundflächenzahl GRZ, Höchstmaß (§ 19 BauNVO), z.B. 0,8 
 
2.2  Geschoßflächenzahl GFZ, Höchstmaß (§ 20 BauNVO), z.B. 1,6 
 
2.3  Baumassenzahl BMZ, Höchstmaß (§ 21 BauNVO), z.B. 10,0 
 

II 
 

2.4  Zahl der Vollgeschosse Z (§ 20 BauNVO) als Höchstmaß, hier 2  
 

 
 2.5  Höhe baulicher Anlagen in Meter über Bezugshöhe (§18 BauNVO) 

  
2.5.1  WA, GEN: Trauf- und Firsthöhe in Meter über Bezugshöhe  

Bezugshöhe ist die Oberkante Fahrbahnrand/Gehweg; Berechnung je 
Baugrundstück: Mittelwert der 2 Grundstückseckpunkte mit der Straßen-
begrenzungslinie der Erschließungsstraße; bei Eckgrundstücken gilt je-
weils die längere Grundstücksseite, bei Eckausrundungen ist der mittlere 
Punkt festzulegen. 

FHmax =.... a) Maximal zulässige Firsthöhe in Meter (Oberkante First). 

THmax =.... b) Maximal zulässige Traufhöhe in Meter (Schnittkante Außenfläche  
Außenwand und Oberkante Dachhaut). 

 

GHmax .. ü.NN 2.5.2  GE1-GE5, maximale zulässige Gebäudehöhe bzw. Gesamthöhe 
in Meter über NN gemäß Eintrag in der Plankarte. 

Als oberer Abschluss (=maximal zulässige Höhe) gilt je nach Dachform: 
Oberkante First oder Schnittlinie der Außenwand mit der Dachhaut bzw. 
oberster Abschluss der Wand (Attika). 

Als Ausnahme gemäß § 31(1) BauGB kann die in der Plankarte jeweils für 
Teilflächen festgesetzte Höhe in Meter über NN durch Dachaufbauten für
Maschinen-/Technikräume, Lüftungsanlagen, Fahrstühle sowie sonstige 
durch die Art eines Betriebes bedingte Anlagen wie Siloanlagen oder 
Hochregallager um bis zu 10 m überschritten werden. Für betriebsbedingt 
notwendige Schornsteine kann als Ausnahme in den Teilflächen eine 
Überschreitung der festgesetzten NN-Höhen um bis zu 15 m zugelassen
werden. 

 

 3.  Bauweise; überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
sowie Stellung baulicher Anlagen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB) 
 

 3.1  Bauweise (§ 22 BauNVO) 

a) offene Bauweise 

b) offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 

 
3.2  überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 23 BauNVO 

  =  durch Baugrenzen umgrenzter Bereich 

   nicht überbaubare Grundstücksfläche 
 
 

  4.  Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)
 

 4.1  Begrenzungslinie von Verkehrsflächen  
 

 
 

4.2  Straßenverkehrsflächen 
 

 
 
 

4.3  Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, hier:  

a) öffentliche Fuß- und Radwege 

b) private Betriebszufahrt  

 
 4.4  Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

 
 

 5. Grünflächen (§ 9(1) Nr. 15 BauGB) 
 
5.1 Öffentliche Grünfläche ohne Zweckbestimmung 
 
5.2 Öffentliche Grünflächen mit Zweckbestimmung: 

a) Kinderspielplatz  

b) Ortsrandeingrünung 

 
 
5.3 Private Grünfläche, Zweckbestimmung privates Verkehrsgrün 
 
 

 

 6.  Anpflanzungen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9(1) Nr. 25 BauGB) 
 

 6.1  Anpflanzungen gemäß § 9(1) Nr. 25a BauGB 

a) Umgrenzung von Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen: geschlossene Pflanzung und fachge-
rechte Pflege standortheimischer Gehölze als Hecke, mindestens 2-, 
3- oder 5-reihig gemäß Planeintrag; mittlerer Pflanzabstand in und 
zwischen den Reihen 1,5 m. Nebenanlagen, Stellplätze und Schall-
schutzwände sind hier unzulässig (§ 12 und 14 BauNVO).  

 b) Anpflanzung und fachgerechte Pflege standortheimischer Bäume; von 
den festgesetzten Standorten kann bei der Detailplanung um bis zu 
2,0 m für Zufahrten und Zugänge abgewichen werden. Einheitliche 
Artenwahl je Baugrundstück, Liste der verbindlich vorgegebenen Ar-
ten (Stammumfang ?  14-16 cm):  
- Winterlinde (Tilia cordata)     - Sand-Birke (Betula pendula)  
- Stiel-Eiche (Quercus robur)    - Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus) 

 
 6.2 Bindungen für den Erhalt gemäß § 9(1) Nr. 25b BauGB: 

a) Umgrenzung von Flächen mit Erhalt und fachgerechter Pflege von 
standortheimischen Bäumen und Sträuchern; abgängiger standort-
heimischer Bestand ist artgleich zu ersetzen (Stammumfang für Ersatz-
bäume: mindestens 20 cm in 1 m Höhe).  

 b) Erhalt von Bäumen (vgl. DIN-Norm 18920), natürliche Abgänge sind 
durch standortheimische Bäume zu ersetzen, Stammumfang Ersatz-
bäume: mindestens 20 cm in 1 m Höhe. 

 
 

 7.  Versorgungsleitungen sowie Flächen für Ver-/Entsorgungsanlagen, 
Abwasserbeseitigung, Regenrückhaltung (§9(1) Nr. 12, 13, 14 BauGB) 
 

 77..11    FFllääcchheenn  ffüürr  EElleekkttrriizziittäättssaannllaaggeenn,,  hhiieerr::  TTrraaffoossttaattiioonn  

 
7.2  Flächen für Ferngas-Anlagen 

 
7.3  Schmutzwasserkanäle (gemäß Kataster der Stadt) 

 
7.4   Regenwasserkanäle (gemäß Kataster der Stadt) 

 
7.5  Ferngasleitung (nicht eingemessen) 

 
7.6  Fläche für die Abwasserbeseitigung und Regenrückhaltung, hier: 

unterirdisches Regenklärbecken 
 
 

 8.  Umgrenzung der Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind, so-
wie Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Sinne des BImSchG, hier Schallschutz (§ 9(1) Nr. 10, Nr. 24 BauGB)
 

 8.1  Umgrenzung der Flächen, die von einer Bebauung freizuhalten 
sind (§ 9(1) Nr. 10 BauGB): Die Flächen sind als Grundstücksfreiflächen 
dauerhaft zu begrünen. Ausnahmsweise können Nebenanlagen zuge-
lassen werden, die Lärmvorbelastung der angrenzenden Wohnhäuser an 
der Uhlandstraße darf hierdurch jedoch nicht erhöht werden.  
 
 

8.2  Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Sinne des BImSchG, hier Schallschutz durch Lärmschutzwände 
LSW 1 bis LSW 4 (§ 9(1) Nr. 24 BauGB): 

a) Die Lärmschutzwand (LSW 1) kann alternativ als Lärmschutzwall 
(Wallneigung maximal 1:2) ausgeführt werden; Höhe mindestens 2 m. 

b) Die Lärmschutzwände 2 und 3 (LSW 2, LSW 3) können alternativ als 
Lärmschutzwall (Wallneigung maximal 1:2) oder als geschlossene 
Hallenwand ausgeführt werden. Mindesthöhe gemäß Eintrag in der 
Plankarte 6 m bzw. 9 m.  

c) Die Lärmschutzwände sind mit Rank-, Schling- und Kletterpflanzen,  
die Wälle mit standortheimischen Gehölzen dauerhaft zu begrünen.  

d) Ausnahmsweise kann beim Pförtnerhaus Sengewald (Flurstück Nr. 
992) oder bei sonstigen Nebenanlagen, die die Höhe der festgesetzten 
Lärmschutzwand erreichen und eine geschlossene Fortsetzung der 
Lärmschutzmaßnahmen gewährleisten, auf diese verzichtet werden. 

e) Im Einzelfall kann eine Unterschreitung der festgesetzten Höhen zuge-
lassen werden, wenn aufgrund abweichender Betriebsabläufe oder von 
besonderen anderen Vorkehrungen die Unbedenklichkeit gutachterlich 
nachgewiesen wird. 

 
 

8.3  Fläche für Lärmschutzmaßnahmen nördlich Neulehenstraße 
 
 

 9.  Sonstige Planzeichen und Festsetzungen 
 

 
 
 

9.1  Sichtfelder sind von Sichtbehinderungen jeder Art in einer Höhe 
zwischen 0,8 m und 2,5 m über Fahrbahnoberkante ständig freizuhalten 
(§ 9(1) Nr. 10 BauGB). 
 
9.2  Flächen für Wald (§ 9(1) Nr. 18 BauGB) 
 

 
 
 
 
 
 
 

9.3  Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche (§ 9 
(1) Nr. 21 BauGB) 
a) Leitungsrecht zu Gunsten der Stadt Halle (Westf.) für Schmutz- und 
Regenwasserkanäle  
b) Leitungsrecht zu Gunsten der Versorgungsträger für Gas-, Wasser- 
und Stromleitungen 

 
  9.4  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen oder Abgrenzung des 

Maßes der baulichen Nutzung innerhalb eines Baugebietes 
 

 

9.5  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9(7) BauGB) 
 

 

 
 

9.6  Maßangaben in Meter für Festsetzungen über Baugrenzen, Pflanz-
streifen, Straßen etc., hier z.B. 5 m 
 

 9.7  Gestalterische Festsetzungen (§ 86 BauO i.V.m. § 9(4) BauGB) 
in den WA: Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper gemäß Plan-
karte, hier Satteldach mit zulässiger Dachneigung, z.B. 40°-50°. 
 
 

 10.  Hinweise, Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen 
gemäß § 9(5) und § 9(6) BauGB 
 
10.1  Kennzeichnung nach § 9(5) Nr. 1 BauGB: Die gekennzeichneten 
Bereiche der WA sind durch Einwirkungen aus dem Gewerbegebiet vorbe-
lastet, siehe F.1 Hinweise. 
 
10.2  Bahnanlage  
Hinweis: Aus- und Umbaumaßnahmen, von denen die Bahn direkt 
betroffen ist, sind mit den zuständigen Fachabteilungen der DB Netz AG 
bzw. DB Station & Service AG abzustimmen. Bauliche Veränderungen in 
Nähe der DB-Grenze und Anpflanzungen im Grenzbereich der DB sind mit 
der DB Netz AG abzustimmen. 
 
10.3  Die Teilfläche nordwestlich der Neulehenstraße liegt in Zone III B 
des Wasserschutzgebietes der Stadt Halle (Westf.), die Ge- und Verbote 
der Schutzgebietsverordnung vom 01.06.1976 (Abl. RP Detmold S. 294) 
sind zu beachten. 
 

 

 
 

 
C. Festsetzungen gemäß § 86 BauO NW in Verbindung 
 mit § 9(4) BauGB - örtliche Bauvorschriften - 
 
1.  Gestaltung baulicher Anlagen gemäß § 86 (1) Nr. 1 BauO NW: 
 
1.1  Festsetzungen für allgemeine Wohngebiete WA: 
 
1.1.1 Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper:  Zulässig sind als Hauptdächer 
Satteldächer (SD), die zulässige Bandbreite der Dachneigung ergibt sich aus der Plankarte. 
Bei Nebendächern, untergeordneten Bauteilen, Nebengebäuden etc. sind auch andere
Dachneigungen und -formen zulässig.  
 
1.1.2 Dachaufbauten und -einschnitte, Dachgestaltung: 

a) Dachaufbauten sind allgemein erst ab einer Dachneigung von 35o zulässig. Dachaufbauten
sind zudem nur in einer Geschossebene zulässig, im Spitzbodenbereich (= 2. Ebene im 
Dachraum) sind Dachaufbauten unzulässig. 

b) Alle über der Traufe angeordneten Bauteile wie Dachgauben, Zwerchgiebel und Dachein-
schnitte (Loggien) dürfen in ihrer Gesamtlänge 50 % der jeweiligen Traufenlänge nicht 
überschreiten. Diese wird gemessen als größte Länge der Gaube in der Dachhaut (Bei-
spiel: im Normalfall überwiegend am Fuß der Gaube im Schnittpunkt mit der Dachflä-
che), Einzelanlagen werden zusammengerechnet. Vom Ortgang ist ein Abstand von min-
destens 1,5 m einzuhalten. 

c) Firstoberkante von Nebendächern: mindestens 0,5 m unterhalb OK Hauptfirst. 

d) Als Dacheindeckung sind für Hauptdächer Betondachsteine oder Tonziegel in roten bis 
braunen Farben oder in den Farbtönen von anthrazit bis schwarz zulässig (Abgrenzung 
zu grau: gleich oder dunkler als RAL 7016 anthrazitgrau). Bei untergeordneten Bau-
teilen, Nebenanlagen, Garagen sind auch andere Materialien zulässig. Extensive Dach-
begrünung und Solaranlagen sind allgemein zulässig.  

 
 
1.2  Festsetzungen für Gewerbegebiete GE und GEN: 
 

1.2.1 Gestaltungsvorschriften zur Fassadengliederung: Außenfassaden von Hallenbau-
ten sind mindestens alle 30 m deutlich vertikal zu gliedern, z.B. durch Versprünge oder 
Versätze von mindestens 0,5 m, durch Glasbänder, Farb- oder Materialwechsel oder durch 
Rankhilfen und wirksame Fassadenbegrünung (jeweils mindestens fünf Pflanzen). Abwei-
chungen können bei einem abgestimmten einheitlichen architektonischen Gesamtkonzept 
zugelassen werden. 
 

1.2.2 Gestaltungsvorschriften für Werbeanlagen: 

a) Werbeanlagen an Gebäuden sind nur bis zur Gebäudeoberkante und nicht oberhalb 
Traufe oder Flachdach zulässig. Abweichungen, wie z.B. eine Überschreitung der Attika-
oberkante durch Teilelemente von Firmensymbolen oder von Buchstaben, können 
zugelassen werden. 

b) Von Gebäudeecken müssen Werbeanlagen einen Abstand von mind. 1 m einhalten. 
 Die Höhe der einzelnen Werbeanlagen an Gebäuden (einzelne Schriftzüge, Symbole 

etc.) darf maximal 3 m, die Länge maximal 15,0 m betragen. Die Länge der Werbe-
anlagen darf jedoch, auch als Summe mehrerer Einzelanlagen, ½ der Gebäudebreite 
nicht überschreiten. Abweichungen von diesen Maßen können zugelassen werden, 
wenn die Größe der Anlagen im Verhältnis zur Fassade nur eine deutlich untergeord-
nete Fläche einnimmt.  

c) Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder grellem Licht (grell: 
z.B. signalgelb, -rot, -weiß etc. gemäß RAL 1003, 2010, 3001, 4008, 9003 etc. oder 
leuchtgelb, -orange, -rot etc. gemäß RAL 1026, 2005, 2007, 3024, 3026 etc.) 

d) Freistehende Werbeanlagen und Pylone sind in einer maximalen Höhe von 12 m über Be-
triebsgelände zulässig. 

 
 
2.  Gestaltungs- und Bepflanzungsvorschriften gemäß § 86 (1) Nr. 4,5 BauO NW für 
alle Baugebiete 
 
2.1  Stellplatzanlagen: Ebenerdige Pkw-Sammelanlagen für Pkw ab 4 Stellplätze sind zu 
begrünen: Für jeweils angefangene 6 Stellplätze ist mindestens ein standortheimischer 
Laubbaum (Stammumfang mindestens 14-16 cm) in Baumscheiben oder Pflanzstreifen von 
jeweils mindestens 5 m² fachgerecht anzupflanzen. Die Anpflanzungen sind zwischen oder 
neben den Stellplätzen vorzunehmen. Als Abweichung können vorhandene oder nach 
§ 9(1)25 BauGB festgesetzte Bäume angerechnet werden, wenn die Stellplätze unmittel-
bar an diese angrenzen. Empfohlene Arten u.a.: Stieleiche, Feldahorn, Hainbuche. 
 
2.2  Feuerwehrumfahrten, die keine weiteren Betriebszwecke erfüllen, sind mit Rasen-
gitter oder Schotterrasen u.ä. zu gestalten.   
 
2.3  Einfriedungen sind als Hecken sowie bis zu 2 m Höhe als Mauern und Zäune zuläs-
sig. Diese müssen aber in den WA mindestens 0,5 m und in den GE und GEN mindestens 
1,0 m von öffentlichen Verkehrsflächen abgesetzt sein.  
 
 
3.  Ausdrückliche Hinweise: 
 

Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften richten sich nach § 73 BauO NW.  
Zuwiderhandlungen gegen örtliche Bauvorschriften sind Ordnungswidrigkeiten i.S. des 
§ 84 BauO Bußgeldvorschriften und können entsprechend geahndet werden. 
 
 
 
 
D. Katasteramtliche und sonstige Darstellungen ohne 
 Festsetzungscharakter  

  
 
 
 
 
 

 
Grundstücks- und Wegeparzellen mit Flurstücksnummern 
 
 
vorhandene Gebäude 
 

 
 
 
 

 

vvoorrggeesscchhllaaggeennee  BBaauummssttaannddoorrttee  

 
Höhenpunkte in m ü. NN (Höhenpunkte und Baumstandorte einge-
messen durch Vermessungsbüro Schleifenbaum) 

 

 
 
 

 
F. Sonstige Hinweise 
 
1.  Kennzeichnung der Vorbelastung in den Wohngebieten durch Immissionen aus den 
Gewerbegebieten:  In den Siedlungssplittern „Meinders-/Friedlandstraße“ und „Helmholtz-
/Röntgen-/Max-Planck-Straße“ sowie im Wohngebiet „Uhlandstraße“ ergeben sich durch 
Schallemissionen der angrenzenden Gewerbebetriebe zeitweise Überschreitungen der ide-
altypischen Orientierungswerte des Beiblattes zur DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete. 
Diese Überschreitungen liegen in den ersten Baureihen angrenzend an die Gewerbegebiete 
um bis zu 5 dB(A) über den o.g. Orientierungswerten, befinden sich damit jedoch noch im 
Rahmen der Orientierungs- und Richtwerte für Mischgebiete von 60/45 dB(A) tags bzw. 
nachts, die hier als Bewertungsmaßstab zu Grunde gelegt werden. Auf die Begründung 
zum Bebauungsplan wird verwiesen. Grundlage der Abwägung: Gutachten des TÜV 
Hannover/Sachsen-Anhalt 11/98 mit Nachträgen. 
Zeitweise können sich zusätzlich Geruchsbelästigungen ergeben, die aber nach den bisher 
vorliegenden Erkenntnissen im Rahmen der für allgemeine Wohngebiete und Mischgebiete 
zulässigen Werte liegen. 

 
2.  Höhenentwicklung und Baugestaltung:  Die Stadt Halle (Westf.) empfiehlt allgemein, 
insbesondere aber im Falle zustimmungspflichtiger Ausnahmeregelungen z.B. zur Höhen-
entwicklung, eine frühzeitige Abstimmung der Projektplanungen und bietet eine städte-
bauliche Beratung an.  
Die Wehrbereichsverwaltung West hat um Zuleitung von Bauvoranfragen und Bauanträgen 
zur Einzelfallprüfung gebeten, sofern Bauhöhen von 30 Metern über Grund und mehr - 
einschl. Dachaufbauten, Antennen, Schornsteine, Solar-/Photovoltaikanlagen, Windener-
gieanlagen und andere Vorhaben - erreicht werden könnten. 

 
3.  Niederschlagswasserversickerung (§ 51a LWG NRW):  Unverschmutztes Nieder-
schlagswasser sollte - soweit nicht als Brauchwasser genutzt - auf den Baugrundstücken 
(ausnahmsweise ggf. auch auf angrenzende Flächen) versickert werden; empfohlen wer-
den insbesondere flächenförmige Versickerungen, Mulden- oder Rigolenversickerung. In 
Abstimmung mit der Stadt sind ggf. Notüberläufe in das öffentliche Entwässerungsnetz 
vorzusehen. Die einschlägigen Anforderungen und technischen Regeln sind zu beachten. 
Nach Maßgabe der Fachbehörden ist ggf. auch gering verschmutztes Niederschlagswasser 
fachgerecht zu versickern. 
Eine Niederschlagswasserversickerung darf erst nach einer Überprüfung der konkreten 
Lage der Versickerungsflächen zu den Altlasten und dem Grundwasserstrom erfolgen. 
Zum Schutz vor extremen Niederschlagsereignissen ist das Baugelände so zu profilieren, 
dass Oberflächenabflüsse nicht ungehindert in Erd- und Kellergeschosse der Gewerbe-
betriebe eindringen können.  

 
4.  Altlasten:  Gemäß Altlastenkataster des Kreises Gütersloh sind im Plangebiet keine
Altablagerungen bekannt. Wenn bei Erdarbeiten Auffälligkeiten (z.B. bisher unentdeckte
Kontaminationen) auftreten, ist das Umweltamt sofort zu verständigen.  
In der Umgebung des Plangebiets befinden sich mehrere Altstandorte (siehe
Übersichtskarte). Nach den Ergebnissen der Gefährdungsabschätzung für die Altlasten ist
eine Überwachung des Grundwasserstroms aufgrund festgestellter Sickerwasserausträge
erforderlich. Aufgrund der Lage dreier der Altlasten (Oberstrom) zum Plangebiet
(Unterstrom) ist bei einer ggf. vorgesehenen Grundwassernutzung eine mögliche
Beeinträchtigung durch Deponiesickerwasser zu berücksichtigen (siehe auch Begründung,
Kapitel 4.3.a). 

 

5.  Öffentliche Trinkwasserversorgung:  Aufgrund möglicher Beeinflussungen des 
Grundwassers wird ein Anschluss an die öffentliche Trinkwasserversorgung empfohlen. 
Insbesondere im Nahbereich der Altablagerung 3916/Sm 124 sollten Grundwasser-
entnahmen für Trink- und Brauchwasserzwecke unterbleiben. 

Alle Brauch- und Trinkwasserbrunnen sind der Abteilung Gesundheit des Kreises Gütersloh 
anzuzeigen. 

6.  Spielplätze oder Kleingartennutzungen im Bereich Meindersstraße:  Im Bereich der 
Meindersstraße wurden Rückstände der Fettschmelze landwirtschaftlich verwertet. Hier 
sollten bei evt. geplanten kleingärtnerischen Nutzungen oder Kinderspielarealen durch Bo-
denuntersuchungen nachgewiesen werden, dass keine Bodenbelastungen vorhanden sind. 

 
7.  Bodendenkmale:  Werden bei Erdarbeiten kultur- und erdgeschichtliche Bodenfunde 
entdeckt (Tonscherben, Metallfunde, Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien), ist nach §§ 
15, 16 des Denkmalschutzgesetzes NW die Entdeckung sofort der Stadt oder dem Amt 
für Bodendenkmalpflege, Bielefeld (Tel. 0521/5200250) anzuzeigen und die Entdeckungs-
stätte 3 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. 
 

 
8.  Ökologische Belange und Grünflächen:   

- Die Berücksichtigung ökologischer Belange und die Verwendung umweltverträglicher Bau-
stoffe wird nachdrücklich empfohlen (Wasser- und Energieeinsparung, Nutzung umwelt-
verträglicher Energietechniken, Verwendung umweltverträglicher Baustoffe, naturnahe 
Umfeldgestaltung etc.). Reserveflächen und Betriebsbrachen sind möglichst naturnah als 
artenreiches, extensiv gepflegtes Grünland, Staudenflur, gelenkte Sukzession o.ä. vorzu-
halten. 

- Grünflächen oder Grundstücksfreiflächen sind möglichst naturnah zu gestalten, zur Bep-
flanzung sind möglichst weitgehend standortheimische oder kulturhistorisch bedeutsame 
Bäume und Sträucher zu verwenden. Fassadenbegrünungen und eine extensive Begrü-
nung flach geneigter Dächer werden ausdrücklich empfohlen.  

- Der Einbau einer Brauchwasseranlage (Brunnenwasser, Regenwasser) ist unter Beach-
tung der Sicherungsmaßnahmen gemäß Trinkwasserverordnung und DIN 1988 vorzu-
nehmen! Diese Anlagen sind bei der Stadt Halle (Westf.) gemäß Satzung über den An-
schluss an die öffentliche Wasserversorgung und deren Benutzung vom 09.11.1999 zu 
beantragen. Leitungsnetze dürfen nicht mit dem übrigen Versorgungsnetz des Gebäudes 
verbunden werden und sind farblich besonders zu kennzeichnen!  
Sollten trotz der öffentlichen Versorgung im Plangebiet private Trinkwasserbrunnen an-
gelegt werden, sind diese dem Kreis Gütersloh, Abt. Gesundheit, anzuzeigen. 
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Satzungsbeschluss 
gemäß § 10(1) BauGB 

Bekanntmachung  
gemäß § 10(3) BauGB 

Planunterlage 

 

Der Bebauungsplan wurde vom Rat 
der Stadt Halle (Westf.) gemäß 
§ 10(1) BauGB am 29.04.2009 mit 
seinen planungs- und bauordnungs-
rechtlichen Festsetzungen als Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
Halle (Westf.), den  ....................... 
 
im Auftrage des Rates der Stadt 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 
 
 
................................................... 
Ratsmitglied 

  

Der Beschluss des Bebauungsplanes 
als Satzung gemäß § 10(1) BauGB 
ist am ....................... ortsüblich 
gemäß § 10(3) BauGB mit Hinweis 
darauf bekanntgemacht worden, dass 
der Bebauungsplan mit Begründung 
und gemäß § 10(4) BauGB mit einer 
zusammenfassenden Erklärung wäh-
rend der Dienststunden in der Verwal-
tung zu jedermanns Einsichtnahme 
bereitgehalten wird. 
Mit der erfolgten Bekanntmachung 
ist der Bebauungsplan in Kraft 
getreten. 
 
 

Halle (Westf.), den  .................... 

................................................... 
Bürgermeisterin 

  

Die Planunterlage entspricht den 
Anforderungen des § 1 der PlanzV 90 
vom 18.12.1990. Stand der Plan-
unterlage im beplanten Bereich: 

................ (bzgl. Bebauung) 

................ (bzgl. Flurstücksnachweis) 
 
Die Festlegung der städtebaulichen 
Planung ist - i.V. mit dem digitalen 
Planungsdaten-Bestand (hier: DXF-
Datei) als Bestandteil dieses Bebau-
ungsplans - geometrisch eindeutig. 
 
 
 
Bielefeld, den ................. 
 
................................................... 
ÖbVI Gerd Wilkens 

 

 
E.  Sortimentsliste für die Stadt Halle (Westf.)  -  „Haller Liste“: 
 
Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente in Halle (Westf.): 

WZ-Nr. 52.11.1, 52.2 Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren, Fach-Einzelhandel mit 
Nahrungsmitteln 

WZ-Nr. 52.33.1 Kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegeartikel 

WZ-Nr. 52.33.2 Drogerieartikel ohne Feinchemikalien, Saaten- und Pflanzenschutzmittel, 
Schädlingsbekämpfungsmittel 

aus WZ-Nr. 52.49.2 Heim- und Kleintierfutter, u.a. für Hunde, Katzen, Kaninchen, Meerschwein-
chen, Hamster und Ziervögel (ohne Futter für Großtiere in Großgebinden) 

 

Liste der zentrenrelevanten Sortimente in Halle (Westf.): 

WZ-Nr. 52.32.0 Medizinische und orthopädische Artikel 

WZ-Nr. 52.41 Haushaltstextilien, Kurzwaren, Schneidereibedarf, Handarbeiten, Meterware 
für Bekleidung und Wäsche 

WZ-Nr. 52.42 Bekleidung, Bekleidungszubehör, Kürschnerwaren 

WZ-Nr. 52.43.1; 52.43.2 Schuhe, Leder- und Täschnerwaren 

aus WZ-Nr. 44.2 Wohnraumleuchten (Wand-, Decken-, Stand- und Tischleuchten) 

WZ-Nr. 52.44.3 Haushaltsgegenstände (ohne Möbel für Garten und Camping) 

WZ-Nr. 52.44.4 Keramische Erzeugnisse und Glaswaren 

WZ-Nr. 52.44.5 Teppiche (ohne Teppichboden) 

WZ-Nr. 52.44.6 Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren 

WZ-Nr. 52.44.7 Heimtextilien (Raumdekoration, Bettware) 

aus WZ-Nr. 52.45.1 Elektrische Haushaltsgeräte und elektrotechnische Erzeugnisse (Kleingeräte) 

WZ-Nr. 52.45.2 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 

WZ-Nr. 52.45.3 Musikinstrumente und Musikalien 

WZ-Nr. 52.47.1 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel ohne Bürobedarf 

WZ-Nr. 52.47.2 Bücher und Fachzeitschriften 

WZ-Nr. 52.47.3 Unterhaltungszeitschriften und Zeitungen 

WZ-Nr. 52.48.2 Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, 
Münzen und Geschenkartikel 

WZ-Nr. 52.48.5 Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck 

WZ-Nr. 52.48.6 Spielwaren, Basteln 

WZ-Nr. 52.49.1 Blumen (Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Trockenblumen) 

WZ-Nr. 52.49.2 Zoologischer Bedarf und lebende Tiere 

WZ-Nr. 52.49.3; 52.49.4 Augenoptiker, Foto- und optische Erzeugnisse 

WZ-Nr. 52.49.5 Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software 

WZ-Nr. 52.49.6 Telekommunikationsendgeräte und Mobiltelefone 

WZ-Nr. 52.49.8 Sportartikel, Waffen- und Jagdbedarf 

WZ-Nr. 52.50.1; 52.50.2 Antiquitäten und antike Teppiche, Antiquariate 

 
Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Halle (Westf.), Grundlage: Statistisches 
Bundesamt, Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2003), Wiesbaden 2003 
 


